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Ein gewisser Widerspruch liegt zunächst darin, daß das Reichsge-
richt den von ihm selbst ausgesprochenen Satz, daß einen Verzicht auf
Staatshoheitsrechte enthaltende Akte streng auszulegen sind, nicht auch
im vorliegenden Falle anwendet und dementsprechend annimmt, daß
ein solcher Verzicht im Zweifel nicht anzunehmen ist. Zum anderen steht
die vom Reichsgericht festgestellte Tatsache, daß Ägypten die vor dem
deutschen Konsul in seinem Hoheitsgebiet geschlossenen Ehen nicht als

gültig anerkennt, mit der Schlußfolgerung des Reichsgerichts nicht im

Einklang, daß Ägypten mange.Is Einspruchs die )Julassung der konsu-
larischen Amtswaltung gewährt habe. Aus dieser Tatsache her-
aus kann vielleicht überhaupt der richtige Maßstab für die Wertung
des Verhaltens der ägyptischen Regierung gefunden werden. Die

ägyptische Regierung läßt die von dem Konsul vorgenommene Ehe-

schließung, die ohne ihre völkerrechtlich erforderliche Genehmigung
erfolgt ist, nicht als einen deutschen Staatshoheitsakt gelten. Sie
betrachtet die Amtshandlung des Konsuls einfach als eine ihr gegen-
über unerhebliche Tatsache, ohne jedoch - insoweit kann dem Reichs-

gericht im Ergebnis gefolgt werden - die Eheschließung durch den
Konsul als völkerrechtswidrig in dem Sinne zu betrachten, daß an

sie gegebenenfalls die Folgen eines völkerrechtlichen Delikts geknüpft
werden könnten. Die ägyptische Regierung ist infolge ihrer mangeln-
den Genehmigung der Vornahme des Staatshoheitsaktes berechtigt,
denselben nicht als deutschen Souveränitätsakt gelten zu lassen;
die deutsche Regierung kann sich völkerrechtlich auf dessen Rechts-

folgen Ägypten gegenüber nicht berufen. Sie kann z. B. im Verhältnis
zu Ägypten eine ägyptische Staatsangehörige, die auf solche Weise einen
Deutschen geheiratet hat, völkerrechtlich nicht infolge der Ehe-

schließung als deutsche Staatsangehörige in Anspruch nehmen.
Im übrigen ist die in der vorliegenden Entscheidung aufgezeigte

Staatspraxis wenig erfreulich. Steht es noch mit der öffentlichen Ord-

nung im Einklang, wenn man es duldet, daß der ägyptische Konsul in
Deutschland eine nach deutschen Gesetzen ungültige Ehe abschließt,
daß man eine deutsche Staatsangehörige Gefahr laufen läßt, in dem

Glauben, eine Ehe abzuschließen, in Wahrheit ein Verhältnis einzugehen,
das als unehelich zu gelten hat, aus dem nur uneheliche Kinder hervor-

gehen können, die außerdem noch nicht einmal den Schutz der § § 1699 ff
BGB. für Kinder aus nichtigen Ehen genießen, da die Ehe nicht in das
deutsche Heiratsregister eingetragen worden ist

Mandelsloh.

3) 24. März 1930 (VIII. 33. 30) Bl. f int. Pr. R. 1931, S. 18).

Staatensukzession - ehemalige deutsche Schutzgebiete -
Vertrag von Versailles, Art. iig, 120, ?-57--

Es besteht keine allgemeine Haltung des Reiches für Iriedensmäßige
Verwaltungsschulden der ehemaligen deutschen Schutzgebiete.
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Tatbestand: Die klagende Gesellschaft hatte. im Jahre igog mit
dem Fiskus des Schutzgebietes Deutsch-Südwestafrika einen Vertrag
geschlossen, durch den sie die dem Schutzgebiet gehörige Südbahn

pachtete. Nach dem Vertrage sollten Verpflichtungen zur Erfüllung von

Ansprüchen aus der, Unfallhaftpflicht der Bahn mit der Auflösung des

Vertrages auf den Verpächter übergehen. Der Vertrag ist infolge der

Besetzung der Bahn durch die Engländer im Jahre 1914 aufgelöst. Die

Klägerin hält das Reich für haftbar.
Aus den Gründen: Der Berufungsrichter hat in Überein-

stimmung mit der Rechtsprechung des Reichsgerichts RGZ.. Bd. 113

S. 281 ff. und in den Urteilen VII 637, 638/28 vom 9.,juli 1929 Verneint,
daß für friedensmäßige Verwaltungsschulden der Schutzgebiete, und

insbesondere auch von Deutsch-Südwestafrika eine allgemeine Haftung
des Reichs bestehe. In Übereinstimmung. mit den Darlegungen jener

Urteile, den Ausführungen von Köbner, JW- 1923 S. 472 sowW dem

Spruch des Deutsch-Englischen Schiedsgerichtshofes vom 25. Juli 1923

(Case 78o Recueil des &amp;cisions des tribunaux mixtes 1924 S. 232) geht
der Berufungsrichter davon aus, daß nach der geschichtlichen Ent-

wicklung der staatsrechtlichen Verhältnisse in den Schutzgebieten und

nach § 5 des Reichsgesetzes von&apos; 30. März 1892 über die Einnahmen

und Ausgaben der Schutzgebiete (RGBL S. 369) für die aus der Ver-

waltu&apos;ng eines Schutzgebietes entstehenden Schulden ausschließlich das

Vermögen dieses Gebiets haftete. Zutreffend wie diese Erwägung ist

die weitere, daß auch der Inhalt und die tatsächliche Folge des Versailler

Vertrages keine Haftung -des Deutschen Reiches für die Verwaltungs-
schulden von Deutsch-Südwestafrika geschaffen hat. Das Urteil des
III. Zivilsenats Bd. io5 S. 26o hatte hierzu erwogen, &apos;daß dem durc&gt;
die Artikel iig und i2o ausgesprochenen Verzicht des Reichs auf die

Aktivwerte der überseeischen Besitzungen -nach dem Vertrag ein Über-

gang der privatrechtlichen Verbindlichkeiten auf den erwerbenden

Staat nicht gegenüberstehe und daß es danach, wenn nicht das Reich

hafte, an einem Schuldner für diese Verpflichtungen überhaupt fehlen

würde.
-

Von dieser Auffassung, daß der Versailler Vertrag, insbesondere

in Artikel 257, den Übergang an Verwaltungsschulden der Schutzge-
biete ausschließe, ist der III. Zivilsenat schon in, dem Urteil, RGZ Bd. io8

S. 298 abgegangen und hat die Frage, ob ein solcher&apos;Schuldübergang
auf die Feindesstaaten bzw. die Mandatarmacht stattfinde, für aus, dem

Frieden stammende Schulden offengelassen. Die vorangeführten Urteile

des (früheren) VI. bzw. des VII. Zivilsenats begnügen sich mit der Fest-

stellung, die auch das Ergebnis der Prüfung des deutsch-englischen
Schiedsgerichtshofs ist, daß jedenfalls das Deutsche Reich auch nach dem

Versailler Vertrag eine Haftung für diese Verbindlichkeiten nicht ein-

gegangen ist. Dieser Meinung ist zuzustimmen, und es kommt nicht

darauf an, ob die in Bd. 113 S. 286 beiläufig vertretene Meinung zutrifft,
daß die Schutzgebiete, insbesondere das südwestafrikanische, als Träger
eigner, Rechte und Pflichten fortbestehen.. und selbst haften oder ob

Verbindlichkeiten der in Rede stehenden Art als örtliche Gebietsschulden
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(local debts) auf die Mandatarmacht übergegangen, Mindestens aber von
ihr zu vertreten sind
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